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Das einzigartige Sympo- 
sion für Insolvenzrecht 
und Arbeitsrecht, dass seit 
20 Jahren in Ingolstadt die 
lange als feindliche Brüder 
bezeichneten Rechtsge-
biete zusammenbringt, 
hat auch in diesem Jahr 
gehalten, was es jährlich 
aufs Neue verspricht: Wis-
senschaftlichen Tiefgang, 
Aktuelles aus der Recht-
sprechung von BAG und 

BGH, Neues aus der Praxis und im Streitgespräch ausge-
tragene Kontroversen renommierter Experten aus Theorie 
und Praxis über die Praxistauglichkeit des deutschen Insol-
venzrechts, den Grund für nur beschränkte Sanierungs-
erfolge, notwendige Nachbesserungen beim StaRuG, 
Serieninsolvenzen und am Ende noch einen Blick in die 
Zukunft. Glücklicherweise sah sich kein Teilnehmer der 
lebhaften Debatte veranlasst, zu den Hellebarden, Lan-
zen und Schwertern zu greifen, die im großen Veranstal-
tungssaal des Ingolstädter Schlosses, in dem das Bayrische 
Armeemuseum beherbergt ist, griffbereit zur Verfügung 
gestanden hätten. 
	 Passend zum Ort des Geschehens, wurde der Schau-
platz des Symposions schon in der Vergangenheit für In-
solvenzverwalter und Sanierungsberater häufig zur Folter-
kammer, in der die Richter des 2. oder 6. Senat des BAG 
die Grundzüge ihrer häufig als sanierungsfeindlich qua-
lifizierten Rechtsprechung erläuterten. Das galt auch für 
den Paukenschlag, mit dem die Vorsitzende des 6. Senat 
des BAG vor Jahren darlegte, weshalb Fehler im Konsulta-
tionsverfahren und im Anzeigeverfahren bei Massenent-
lassungen (§ 17 Abs. 2, 3 KSchG) bislang zur Nichtigkeit 
oder Unwirksamkeit ausgesprochener Kündigungen füh-
ren. Und auch in diesem Jahr hatte Frau Spelge die große 
Pauke im Gepäck. Diesmal unter dem Titel „Massenentlas-
sung – Ende des Schreckens?“ – folgte der nächste Schlag, 
der aber jetzt den Weg in die andere Richtung weisen soll. 
Nunmehr sollen Fehler im Anzeigeverfahren nicht mehr 
automatisch zur Unwirksamkeit einer Kündigung führen. 
So sieht es jedenfalls ein Vorlagebeschluss des 6. Senats 
des BAG an den Europäischen Gerichtshof vor. Der Haken 
an der Sache ist, dass es gleich zwei Vorlagebeschlüsse 
zu diesem Thema gibt, da sich der 2. und der 6. Senat 
des BAG nicht auf ein einheitliches Vorgehen verständi-
gen konnten. Und anders als die Vorlage des 6. Senats, 
birgt die Vorlage des 2. Senats das Risiko, dass es bei der 
Nichtigkeitsfolge bleibt. Tatsächlich hat offenbar nur der  

Editorial

6. Senat des BAG erkannt, dass die Anzeige der Masse-
nentlassung völlig sinnlos ist: Sie hat keinerlei Wirkung, 
führt zu nichts und bewirkt nichts. Im besten Fall wird sie 
bei der Bundesagentur mit einem Eingangsstempel verse-
hen, geknickt, gelocht und abgeheftet. Dass unter diesen 
Voraussetzungen fehlerhafte oder unvollständige Angaben 
in der Anzeige oder deren Versendung an eine örtlich nicht 
zuständige Filiale der Bundesagentur nicht zur Unwirksam-
keit daraufhin ausgesprochener Kündigungen führen soll-
ten, leuchtet jedem Beteiligten ein. Nicht gestellt blieb in 
Ingolstadt die Frage, weshalb diese Erkenntnis nicht be-
reits früher reifen konnte. Denn dann wären einige kata-
strophale Folgen für bundesweit bekannte Großverfahren 
vermieden worden. Bei einer nicht ganz unbedeutenden 
Fluglinie hatte die örtliche Fehleinschätzung – Berlin statt 
Düsseldorf – massenhafte Nachkündigungen mit entspre-
chender Belastung der Insolvenzmasse zur Folge. So, als 
wäre der Postweg zwischen Berlin und Düsseldorf ver-
sperrt gewesen, sämtliche Faxgeräte ausgefallen und die 
Mailfunktion zur Weiterleitung eingegangener Sendungen 
bei der Bundesagentur noch unbekannt. 
	 Das Drama um die Massenentlassung befeuerte die Po-
diumsdiskussion. Sind komplexe Insolvenzverfahren noch 
beherrschbar? Ist die Überregulierung des Insolvenzrechts 
ursächlich für den bescheidenen Sanierungserfolg, der im 
aktuellen Heft des InDAT-Reports unter Verweis auf das 
statistische Bundesamt mit gerade einmal 6 % aller Un-
ternehmensinsolvenzen ausgewiesen wird? Und ist das 
neue Phänomen der Serieninsolvenzen, allen voran das 
prominente Beispiel von Karstadt- Kaufhof, ebenfalls Fol-
ge einer systembedingten Konflikt- und Fehleranfälligkeit 
und dadurch ausgelöster Fehlschläge? Oder bleiben in der 
Eigenverwaltung zu oft inkompetente Geschäftsführun-
gen oder Inhaber auf dem Fahrersitz, die dann, kaum dass 
die Fahrlehrer von Bord sind, den Wagen wieder in den 
Graben steuern. Schon im Zuge der Beratungen um die 
neue Insolvenzordnung in den 90iger Jahren des vorheri-
gen Jahrhunderts haben die Sanierungsprofis des Graven-
brucher Kreis vor Detailperfektionismus gewarnt. Die Kri-
senbewältigung braucht Beinfreiheit und Flexibilität, keine 
Überregulierung, war die Botschaft – die der Gesetzgeber 
überhört hat. 
	 Mit dem aktuellen Heft wollen wir diese Diskussion 
aufgreifen und fortsetzen, damit es im bevorstehenden 
Urlaub nicht langweilig wird. Ich wünsche Ihnen einen  
krisenfreien Urlaub und eine anregende Lektüre. 
Ihr 

Prof. Dr. Rolf-Dieter Mönning
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Gefährlich: Niedergelegt, aber nicht ausgetragen

Fallstricke bei der Amtsniederlegung 
des Geschäftsführers

Die Geschäftsführung der Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung (GmbH) wird durch die Gesellschafterversammlung beru-
fen und kann von dieser jederzeit mit sofortiger Wirkung und 
ohne Gründe abberufen werden, § 38 Abs. 1 GmbHG. Die Re-
gelung des § 38 Abs. 1 GmbHG kann gem. § 38 Abs. 2 GmbHG  
eingeschränkt werden. Unbenommen bleibt auch dann,  die 
Abberufung aus wichtigem Grund. Als solche wichtigen Gründe 
benennt § 38 Abs. 2 S. 2 GmbHG insbesondere grobe Pflichtver-
letzungen oder die Unfähigkeit der Geschäftsführung zur ord-
nungsgemäßen Amtsführung. Hierbei handelt es sich nicht um 
abschließend aufgeführte Gründe. Nach der Rechtsprechung 
gilt der Grundsatz, dass als wichtiger Grund alles gilt, was es 
unter Abwägung aller Umstände für die Gesellschafter unzu-
mutbar macht, den Geschäftsführer im Amt zu behalten.
	 Die Abberufung des Geschäftsführers erfolgt durch Beschluss 
der Gesellschafterversammlung. Die Satzung kann hierzu jedoch 
andere Regelungen vorsehen. Soll der Geschäftsführer abberu-
fen werden, ist der Abrufungsbeschluss dem Geschäftsführer 
entsprechend mitzuteilen. Zu beachten ist, dass die Abberufung 
des Geschäftsführers nicht gleichzeitig/automatisch den mit ihm 

eventuell geschlossenen Dienstvertrag 
beendet. Selbst wenn der Geschäfts-
führer nicht mehr als solcher bestellt 
ist, behält er seinen Anspruch auf sei-
ne Vergütung, wenn der Dienstvertrag 
nicht gleichzeitig gekündigt werden 
kann. In der Regel begründet die bloße 
Abberufung als Geschäftsführer keinen 
Grund für eine außerordentliche Kün-
digung des Dienstvertrages. Dies wird 
allerdings der Fall sein, wenn die Ab-
berufung aus wichtigem Grund erfolgt, 
da der Abrufungsgrund dann auch zu-
gleich Grund zur fristlosen Kündigung 
sein kann. 
	 In einem Insolvenzverfahren, in dem 
die Eigenverwaltung angeordnet ist, gilt 
die Besonderheit, daß die Abberufung 
eines Geschäftsführers nur wirksam ist, 
wenn der vom Gericht bestellte Sach-
walter zustimmt (§ 276 a Abs.1 InsO. 
Gesellschafter und Aufsichtsräte verlie-
ren ihren Einfluß auf die Geschäftsfüh-
rung. Dies gilt bereits in der Vorläufigen 
Eigenverwaltung. (§ 276 a Abs. 3 InsO)
	  Besonderheiten gelten auch bei 
der Ein-Mann-GmbH. In diesem Fall 

ist der Gesellschafter gleichzeitig der Geschäftsführer. Es ist 
nicht denkbar, dass der Gesellschafter in diesem Fall ein Ab-
berufungsrecht aus wichtigem Grund hat, nicht einmal bei 
Eintritt eines außerordentlichen Umstandes, wie beispielswei-
se der Zahlungsunfähigkeit und/oder Überschuldung. Denn 
es erscheint widersinnig, in einer solchen Konstellation dem 
Geschäftsführer das Recht zur Niederlegung zuzubilligen. Zu-
dem würde in diesem Fall in Folge der Amtsniederlegung die 
Gesellschaft führungslos werden, was den Gesellschafter/Ge-
schäftsführer nicht von seinen insolvenzrechtlichen Pflichten 
entbindet: Gem. § 15 a Abs. 3 InsO ist jeder Gesellschafter zur 
Stellung des Insolvenzantrages verpflichtet, es sei denn, diese 
Per-son hat von der Zahlungsunfähigkeit und der Überschul-
dung oder der Führungslosigkeit keine Kenntnis. Im Falle einer 
Ein-Mann-GmbH ist ausgeschlossen, dass der Geschäftsführer 
aus wichtigem Grund aufgrund Eintritts seiner Zahlungsun-fä-
higkeit und/oder Überschuldung sein Amt niederlegt und nicht 
zugleich Kenntnis von den Insolvenzgründen hat. Insofern wäre 
dieser weiterhin als Gesellschafter verpflichtet, einen Insolven-
zantrag zu stellen. Ungeachtet dessen gilt der Grundsatz, dass 

von Dr. Franc Zimmermann, Gifhorn
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eine Niederlegung zur Unzeit unzulässig ist, wobei bei Eintritt ei-
ner Zahlungsunfähigkeit/Überschuldung der Schuldnerin bei ei-
ner Ein-Mann-Gesellschaft grundsätzlich davon auszugehen ist, 
dass wenn die Amtsniederlegung anlässlich dieses Ereignisses 
erfolgt, zur Unzeit erfolgt. Im Falle einer Ein-Mann-GmbH wird 
sich der Geschäftsführer daher nicht der Insolvenzantragsstel-
lungspflicht und damit einhergehend den Haftungsrisiken durch 
Niederlegung des Geschäftsführeramtes entziehen können.
	 Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, kann der Geschäfts-
führer, welcher sein Amt niederlegen will, grundsätzlich sein 
Amt niederlegen, da er davon ausgehen kann, dass der oder 
die andere(n) bestellte(n) Geschäftsführer weiterhin im Amt 
bleiben und damit einhergehend eine Niederlegung zur Un-
zeit nicht anzunehmen ist. Anders kann der Fall liegen, wenn 
der niederlegende Geschäftsführer über überlegenes Wissen 
in Bezug auf die Gesellschaft verfügt, beispielsweise auf-grund 
satzungsmäßig festgelegter Ressort-Zuständigkeit. Eine Amts-
niederlegung kann angezeigt oder zwingend sein, wenn die 
Gesellschafter sich der Einsicht zu einer etwaigen Insolvenzrei-
fe versperren oder aber sonstige Umstände, welche den Zwe-
cken der Gesellschaft mit beschränkter Haftung entgegenlaufen  

(§ 43 Abs. 2 GmbHG), verwirklicht werden. In einem solchen 
Fall kann grundsätzlich eine Amtsniederlegung erfolgen, wobei 
im Rahmen der Amtsniederlegung beachtet werden sollte, dass 
bei einer unmittelbaren Amtsniederlegung der niederlegende 
Geschäftsführer nicht mehr in die Lage versetzt ist, seine Aus-
tragung aus dem Handelsregister zu veranlassen. Hierbei ist zu 
beachten, dass die Eintragung im Handelsregister unterschied-
liche Publizitätswirkungen hat: Gem. § 15 Abs. 1 HGB gilt die 
sogenannte negative Publizität, was beinhaltet, dass wenn eine 
in das Handelsregister einzutragende Tatsache nicht eingetra-
gen ist, sich die Gesellschaft so behandeln lassen muss, als wäre 
das Handelsregister richtig. Gem. § 15 Abs. 2 HGB gilt, dass 
grundsätzlich die Eintragungen im Handelsregister als „richtig“ 
gelten. Gem. § 15 Abs. 3 HGB gilt zudem die sogenannte „po-
sitive Publizität“, dahingehend, dass für den Fall, dass eine Tat-
sache richtig eingetragen, aber falsch bekannt gemacht wurde, 
dies als zutreffend zu erachten ist. 
	 Der amtsniederlegungswillige Geschäftsführer hat regel-
mäßig ein Interesse daran, kurzfristig aus dem Handelsregister 
ausgetragen zu werden, um nicht noch für haftungsrelevante 
Maßnahmen oder Unterlassungen in Anspruch genommen zu 
werden. Eintragungen im Handelsregister kann der niederle-
gende Geschäftsführer aber nicht mehr veranlassen, sofern er 
unmittelbar die Amtsniederlegung erklärt. In diesem Fall wäre er 
darauf angewiesen, dass der/die weitere(n) Geschäftsführer die 
Eintragung im Handelsregister veranlassen, was dem ausschei-
denden Geschäftsführer Handlungsoptionen nimmt. Insofern 
ist anzuraten, dass in solchen Fällen der niederlegungswillige 
Geschäftsführer seine Amtsniederlegung gegenüber den Ge-
sellschaftern der Gesellschaft – aufschiebend bedingt auf die 
Austragung aus dem Handelsregister – erklärt und sodann in 
seiner Form als Noch-Geschäftsführer die Austragung im Rah-
men einer notariellen Beurkundung veranlasst. Hierzu ist der 
niederlegungswillige Geschäftsführer unter den vorgenannten 
Voraussetzungen berechtigt, da er erst aus seinem Amt aus-
scheidet, wenn die Austragung im Handelsregister erfolgt ist. 
Demzufolge ist in solchen Konstellationen dringend davon ab-
zuraten, eine unmittelbare Amtsniederlegung zu erklären, da 
dies ein (unnötiges) Abhängigkeitsverhältnis von den übrigen 
Geschäftsführern und den Gesellschaftern bezüglich der tat-
sächlichen Abberufung und der Eintragung schafft. 

Dr. Franc Zimmermann ist Fachanwalt für Insolvenz- und Sanierungsrecht 
und Partner der Kanzlei Mönning Feser Partner. Er ist spezialisiert auf die 
Sanierung und Restrukturierung von Unternehmen und wird seit 2008 
überregional mit Schwerpunkten in Niedersachsen und Berlin als Insolven-
zverwalter und Sachwalter bestellt. Seitdem hat Zimmermann mehr als 
2.000 Insolvenz- und Restrukturierungsverfahren betreut.

Kurz & bündig

Für Unternehmen mit mehr als 50 Arbeit-
nehmern steht die nächste Aufregung ins 
Haus. Die Entgelttransparenzrichtlinie der 
EU (RL 20237970 wird unweigerlich dazu 
führen, die Personalabteilungen zu verstär-
ken und aufzustocken. Denn das nächste 
bürokratische Monster läßt grüßen, wo Bü-
rokratieabbau das Gebot der Stunde wäre. 
Nachprüfbare und beweisbare Entgeltgleich, 
diskriminierungsfreie Entgelte bei gleicher 
oder gleichartiger Arbeit, Transparenz in der 
Entgeltfestlegung sind Vorgaben, die bereits 
beim Bewerbungsgespräch zu beachten sind  
und zukünftig das gesamte Beschäftigungs-
verhältnis bestimmen sollen. Verbunden mit 
individuellen Auskunftsansprüchen, regel-
mäßig zu erfüllenden Entgeltberichten, Kor-
rekturansprüchen bei Ungleichheit  mit Be-
weislastumkehr und finanziellen Sanktionen 
im Falle von Verstößen, steht das gesamte 
Entgeltsystem vor einem riesigen Umbruch. 
Und zwar schon kurzfristig, da die Richtlinie 
bis 7.6. 2026 in nationales Recht umzusetzen 
ist. Einzelheiten werden wir in loser Folge be-
handeln.       

Der nächste Aufreger
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Neues vom EuGH – Beginn des Zeitpunktes der 
Konsultationspflicht bei Massenentlassungen

Der EuGH hat in den letzten Jahren mit zahlreichen Entschei-
dungen erheblichen Einfluss auf das nationale Arbeitsrecht ge-
nommen. In diese Serie reiht sich auch das Urteil vom 22. Feb-
ruar 2024, Az. C‑589/22 (ZIP 2024, 1321) ein, in welchem sich 
der EuGH mit der Frage befasst hat, zu welchem Zeitpunkt der 
Arbeitgeber verpflichtet ist, das Konsultationsverfahren im Vor-
feld von Massenentlassungen (§ 17 Abs. II KSchG) einzuleiten.
Im Verfahren des EuGH hatte eine Hotelkette, die im Sommer 
2019 noch 20 Hotels betrieb, im Rahmen einer Sanierung zu-
nächst bis Dezember 13 Häuser an andere Betreibergesellschaf-
ten abgegeben. Zu Beginn der Restrukturierung beschäftigte die 
Beklagte an ihrem Sitz, an dem sie zentrale Verwaltungsdienste 
für die Hotels betrieb, 43 Mitarbeiter.
	 Nachdem die Beklagte zum Ende des Jahres 2019 die ver-
bliebenen Hotels auf eine andere Gesellschaft übertragen und 
im Vorfeld dieser Übertragung ihren Mitarbeitern angeboten 
hatte, zur Erwerbergesellschaft zu gehen, da diese im Zuge der 
Erweiterung ihre zentralen Dienste aufstocken musste, wechsel-
ten neun Mitarbeiter zu dieser Gesellschaft, zwei weitere kün-
digten ihr Anstellungsverhältnis mit der Beklagten selbst, sodass 
die Zahl der Beschäftigten am Sitz der Beklagten Ende Januar 
2020 auf 32 Mitarbeiter gesunken war.

Sebastian Voitzsch, Münster

	 Nunmehr sprach die Beklagte neun Kündigungen aus und 
führte kein Massenentlassungsanzeigeverfahren durch mit der 
Begründung, die Zahl der zu entlassenden Mitarbeiter liege un-
terhalb der gesetzlich normierten Schwelle (hier: 10 Mitarbei-
ter). Die dagegen gerichteten Kündigungsschutzklagen wurden 
abgewiesen, im Rechtsmittelverfahren wurde dem EuGH die 
Frage zur Entscheidung vorgelegt, ab welchem Zeitpunkt die 
Konsultationspflicht beginnt: Führt erst die konkrete, im Januar 
2020 getroffene Entscheidung, Kündigungen auszusprechen, 
zur Konsultationspflicht? Oder entsteht diese bereits, wenn das 
Unternehmen mit einer Reorganisation beginnt, die zwar zu-
nächst keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Mitarbeiter 
hat, mittel- und langfristig aber zu einem verringerten Bedarf an 
Mitarbeitern führt?
	 Der EuGH hat sich für einen frühen Beginn der Konsultati-
onspflicht ausgesprochen und argumentiert mit dem Sinn und 
Zweck der Richtlinie, der sich in Art. 2 Abs. II der RL 89/59 wie-
derspiegelt. Dieser lautet:

„Diese Konsultationen erstrecken sich zumindest auf die Mög-
lichkeit, Massenentlassungen zu vermeiden oder zu beschrän-
ken, sowie auf die Möglichkeit, ihre Folgen durch soziale Be-
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gleitmaßnahmen, die insbesondere Hilfen für eine anderweitige 
Verwendung oder Umschulung der entlassenen Arbeitnehmer 
zum Ziel haben, zu mildern.“

Auch nach dem deutschen § 17 Abs. II S. 2 KSchG müssen „Ar-
beitgeber und Betriebsrat (…) insbesondere die Möglichkeiten 
(…) beraten, Entlassungen zu vermeiden oder einzuschränken 
und ihre Folgen zu mildern.“ 
	 Wenn es aber Sinn und Zweck der Konsultationen sein soll, 
Massenentlassungen nach Möglichkeit zu vermeiden, dann kann 
es – so der EuGH – nicht sein, dass der Arbeitgeber zunächst 
sein Unternehmen umstrukturiert und eine Änderung des Be-
schäftigungsvolumens herbeiführt, um dann die Mitarbeiterver-
tretung vor vollendete Tatsachen zu stellen und nur noch darauf 
hinzuweisen, dass eine gewisse Zahl an Mitarbeitern nicht mehr 
beschäftigt werden könne. Wirkliche Beratungen über mögliche 
Optionen seien nur möglich, solange die Entscheidung des Ar-
beitgebers noch nicht feststehe.
	 Die Entscheidung des EuGH kann man in einem Satz wohl so 
zusammenfassen: Die Beteiligungsrechte der Mitarbeitervertre-
tungen sind ernst zu nehmen! Gerade bei Restrukturierungen, 
die zielgerichtet darauf hinauslaufen, den Umfang der betrieb-
lichen Tätigkeit zu verringern, sind die Mitarbeiter frühzeitig, 
und zwar schon bei der Konzeption, zu beteiligen. Nur so ist es 
möglich, Alternativen zu diskutieren und zu überlegen, ob die 
Entlassung von Mitarbeitern vermieden oder begrenzt werden 
kann. Legt man den Beginn der Konsultationspflicht; auf den 
Zeitpunkt, in dem der Arbeitgeber bereits eine Entscheidung ge-
troffen hat und jetzt konkrete Personalmaßnahmen anstehen, 
dann kommt sie für wirkliche Beratungen über das Ausmaß der 
Veränderungen schlicht zu spät.
	 Maßgeblich ist dabei, wie konkret die Planungen des Arbeit-
gebers sind. Das BAG hat schon 2006 darauf hingewiesen, dass 
auch ein in mehrere Abschnitte aufgeteilter Personalabbau die 
Mitbestimmungsrechte gem. § 111 BetrVG auslösen kann; dies 
gilt dann, wenn die einzelnen Abschnitte auf Grundlage einer 
einheitlichen Planung erfolgen (BAG NZA 2006, 932). Der EuGH 
macht nun erneut klar, dass bei Restrukturierungsmaßnahmen 
schon zu Beginn die Frage aufgeworfen werden muss, welche 
Auswirkungen die Neuaufstellung auf die Mitarbeiter – auch 
mittelbar – hat. Ist absehbar, dass die geplanten Änderungen 
in der Struktur das Arbeitsaufkommen entscheidend verändern, 
sind die Mitarbeitervertreter frühzeitig zu beteiligen.
	 Das macht aber auch deutlich, dass ein so früher Beginn der 
Konsultationspflicht dem Betriebsrat eine erhebliche Verantwor-
tung auferlegt: Wenn frühzeitig und noch ohne konkreten Plan 
– es müssen ja Alternativen diskutiert werden können – Infor-
mationen an die Belegschaft geraten, kann das erhebliche Unsi-
cherheiten und damit „Fluchttendenzen“ auslösen, welche für 
eine Sanierung erheblichen Schaden bringen können. Unruhe in 
der Belegschaft und möglicherweise auch bei Kunden, weil über 
die allgegenwärtigen Sozialen Medien nichts verborgen bleibt, 
können eine Sanierung zunichtemachen, noch bevor sie be-
gonnen hat. Soll der Arbeitgeber die Konsultationspflicht ernst 

nehmen und frühzeitig beginnen lassen, dann geht das nur, 
wenn die Gespräche mit den Mitarbeitervertretern im wahrsten 
Sinne des Wortes vertraulich geführt werden können und der 
Betriebsrat nicht meint, aufgrund falsch verstandener Loyalität 
gegenüber der Belegschaft Gedankenspiele und alle möglichen 
Alternativen in die Welt tragen zu müssen. Im Sinne der Beleg-
schaft müssen die Akteure hier miteinander zusammenarbeiten 
und nicht gegeneinander wettern.

Sebastian Voitzsch ist Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht.  
Nach zweijähriger Tätigkeit in einer ehemaligen OLG-Kanzlei, die seine  
vorhandene Vorliebe für alle Bereiche der Prozessführung weiter verstärkt  
hat, gehört er seit 2009 zum Team der MÖNIG Wirtschaftskanzlei. Hier ver-
tritt er die Bereiche (Insolvenz-)Arbeits- und Prozessrecht. Da der beste  
Prozess, der ist, der nicht geführt werden muss, berät und vertritt er Man- 
danten auch ohne bzw. zur Vermeidung gerichtlicher Auseinandersetzungen.

Kurz & bündig

In Kürze steht der 74. Deutsche Ju-
ristentag ins Haus, der vom 25. bis 
27.09.2024 in Stuttgart stattfindet. In 
sechs Abteilungen befasst sich der Kon-
gress vor allem mit Zukunftsthemen. 
Die Abteilung Wirtschaftsrecht disku-
tiert und beschließt auf der Grundlage 
eines vorbereiteten Gutachtens über 
die Klimatransformation des Gesell-
schaftsrechts. Vorgeschlagen wird u. a., 
mit dem Rechtsformzusatz „klimaneut-
ral“ klimafreundliche Unternehmen zu 
fördern, „indem dem Rechtsverkehr 
ein ‚verlässliches, staatlich autorisiertes 
Signal für klimafreundliches Wirtschaf-
ten‘ gesetzt wird.“ Für Anwaltskanzlei-
en könnte der Rechtsformzusatz auch 
in Betracht kommen, so als GbR (kli-
maneutral) oder PartGG (klimaneutral), 
was vielleicht helfen könnte, für junge 
Leute wieder als Arbeitgeber interes-
sant zu werden und den akuten Perso-
nalmangel zu decken.

GmbH (klimaneutral): Rechts-
formzusatz der Zukunft?
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Hörbuch

Keine Buch-Neuerscheinung mehr verpassen? Abonnieren Sie doch gerne unseren Newsletter: shop.ruw.de/newsletter

Insolvenzen hautnah

Geschichten aus dem Alltag eines 
Insolvenzverwalters 
Das vorliegende Hörbuch, verfasst von Rolf-Dieter Mönning,  
gelesen von KI-Stimme Matthew, nimmt Sie in 13 Episoden mit in 
die Tiefen unterschiedlichster Krisenfälle und beschreibt unmittel-
bar die mannigfaltigen Anforderungen, die ein Insolvenz verwalter 
zu bewältigen hat. Begleiten Sie den Autor, selbst seit Jahrzehnten 
Verwalter von Konkursen, in seinem Tagesgeschäft von der erfolg-
reichen Schatzsuche bis zur menschlichen Tragödie.

Der Autor
Professor Dr. Rolf-Dieter Mönning ist zugelassener 
Rechtsanwalt und Professor an der Fachhochschule 
Aachen, vor allem aber ist er Insolvenzverwalter. Seit 
mehr als 40 Jahren hat er als Verwalter über 3500 
Konkurse und Insolvenzen betreut und dabei vor allem 
Sanierungslösungen verfolgt, wenn es wirtschaftlich 
machbar war. 

Er hat in dieser langen Zeit mit Sachkenntnis, Erfahrung, 
Durchsetzungsvermögen und menschlichem Verständ-
nis rechtlich und wirtschaftlich schwierige Sachverhalte 
bearbeitet und sich dabei mit denkbar unterschied-
lichsten Charakteren und Persönlichkeiten beschäftigt. 
Mönning verlässt hierbei sein Metier als Fachbuchautor 
und gewährt einen tiefen Einblick in die Praxis eines 
Insolvenz verwalters mittels sogenannter Faction-Prosa, 
einer Mischung aus Fiktion und Fakten.

KRISENFÄLLE 
Insolvenzen hautnah 
Rolf-Dieter Mönning

Hörbuch – gelesen von KI-Stimme Matthew 
MP3 | Audio-Datei zum Download
Vollständige Audio-Fassung zum Buch
Laufzeit 11 Stunden 50 Minuten | € 24,99
ISBN: 978-3-8005-9699-7

Weitere Informationen
shop.ruw.de  

„Wenn man etwas über die anspruchsvolle Tätigkeit eines Insolvenz verwalters 

erfahren will, hat man mit Prof. Dr. Mönning den denkbar besten authentischen 

Zeitzeugen, der bekanntermaßen mit heraus ragendem Fachwissen und  

Engagement viel bewegt hat.“ 

RA Michael Mönig, FA für Insolvenzrecht, zum Buch

Jetzt auch  
als Hörbuch!

https://shop.ruw.de/KRISENFAELLE-Insolvenzen-hautnah-Hoerbuch/978-3-8005-9699-7
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Immer wieder ärgern sich Arbeitgeber, dass Arbeitnehmer sich 
unmittelbar nach Erhalt einer Kündigung oder Ausspruch einer 
Eigenkündigung „krankmelden“ und eine oder mehrere auf-
einanderfolgende Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen (AUB) 
vorlegen und somit bis zum Ablauf der Kündigungsfrist ihrer 
Hauptpflicht aus dem Arbeitsverhältnis, nämlich der Erbringung 
von Arbeitsleistung, nicht mehr nachkommen, aber die Ent-
geltfortzahlung gemäß § 3 Entgeltfortzahlungsgesetz (EntgFG) 
erwarten. Gleiches ist auch festzustellen, wenn es im Zuge von 
Insolvenz- und Restrukturierungsverfahren zum Personalabbau 
kommt.
	 Schließlich finden sich Arbeitgeber jedoch mit Krankmeldun-
gen ab, da ihnen der hohe Beweiswert einer AUB in Form des 
„gelben Scheines“ bzw. des seit 2023 bei der Krankenkasse ab-
rufbaren elektronischen Attestes bekannt ist. 
	 Die Gerichte messen auf Grund der Reputation der Ärzte 
den von ihnen erstellten Attesten tatsächlich einen hohen Be-
weiswert zu, der jedoch erschüttert werden kann, wie die aktu-
elle Entwicklung der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerich-
tes (BAG) und der Landesarbeitsgerichte (LAG) zeigt.
	 Das BAG hat insbesondere mit Urteil vom 8. September 2021 
(Aktenzeichen 5 AZR 149/21) entschieden, dass der Beweiswert 
einer AUB insbesondere dann erschüttert werden kann, wenn 
die bescheinigte Arbeitsunfähigkeit genau die Dauer der Kündi-
gungsfrist umfasst. In dem entschiedenen Fall hatte eine Arbeit-
nehmerin ihr Arbeitsverhältnis selbst gekündigt und wurde am 
Tag der Kündigung bis zum Ablauf der Kündigungsfrist arbeits-
unfähig krankgeschrieben. Das BAG sah zwischen der Dauer 

Rotes Licht für gelbe Scheine

Kündigungsfrist und der „passgenau“ bescheinigten Arbeitsun-
fähigkeit einen engen zeitlichen Zusammenhang, aufgrund des-
sen ersthafte Zweifel an dem Bestehen einer Arbeitsunfähigkeit 
gegeben seien. 
	 In einem weiteren Urteil vom 13. Dezember 2023 (Aktenzei-
chen 5 AZR 137/23) hat das BAG festgestellt, dass es für die Be-
urteilung des Beweiswerts einer AUB, die nach Ausspruch einer 
Kündigung ausgestellt worden ist, nicht entscheidend ist, ob die 
Kündigung vom Arbeitgeber erklärt wurde oder es sich um eine 
Eigenkündigung des Arbeitnehmers handelt. Der Beweiswert ei-
ner AUB kann auch bei einer Kündigung durch den Arbeitgeber 
erschüttert sein, wenn der Arbeitnehmer eine nach Zugang der 
Kündigung ausgestellte Bescheinigung vorlegt und nach den 
Gesamtumständen des Einzelfalls Indizien bestehen, die Zweifel 
an der Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers begründen. 
	 Der Beweiswert einer AUB kann unter Umständen entfal-
len, wenn Kündigung und Krankmeldung zeitlich unmittelbar 
zusammenfallen und der Arbeitnehmer unmittelbar nach Been-
digung des Arbeitsverhältnisses eine neue Stelle gesund antritt.
	 Aber nicht nur bei einem engen zeitlichen Zusammenhang 
zwischen Krankheit und Kündigungsfrist, sondern auch in fol-
genden Fällen sollte vom Arbeitgeber genauer hingesehen wer-
den:

–	 Rückdatiertes Attest,
–	 langer Zeitraum der attestierten Arbeitsunfähigkeit (mehr als  
	 zwei Wochen, bei besonderer Erkrankung mehr als  
	 4 Wochen),

von Cornelia Mönning, Aachen
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Gesund trotz Bescheinigung?
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–	 Attest ohne vorangegangene ärztliche Untersuchung, 
–	 mehrere aufeinanderfolgende Erstbescheinigungen von  
	 verschiedenen Ärzten,
–	 besondere Verhaltensweisen des Arbeitnehmers (z.B. Entfer-
	 nen der persönlichen Gegenstände aus dem Betrieb un- 
	 mittelbar vor Ausspruch der Eigenkündigung oder ca. sechs  
	 Wochen vor Ablauf der ordentlichen Kündigungsfrist,  
	 mehrere aufeinanderfolgende Erstbescheinigungen von  
	 unterschiedlichen Ärzten bis zum Ablauf der Kündigungsfrist) 

Fazit:
Die aktuelle Rechtsprechung unterstreicht weiterhin den hohen 
Beweiswert einer ordnungsgemäß ausgestellten AUB. Allerdings 
können Arbeitgeber diesen Beweiswert durch die Darlegung 
konkreter (beispielsweise der vorgenannten) Umstände erschüt-
tern, die Zweifel an der Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers 
begründen.
	 Bestehen Zweifel an der Richtigkeit der AUB eines Arbeit-
nehmers, sollte der Arbeitgeber aber zunächst prüfen, ob die 
Zweifel auf objektiven und eindeutigen Tatsachen beruhen, 
die feststellbar und auch beweisbar sind. Ein bloßes Bestreiten 

der Arbeitsunfähigkeit mit Nichtwissen durch den Arbeitgeber 
reicht nämlich nicht aus, um den Beweiswert zu erschüttern. 
Der Arbeitgeber muss konkrete Anhaltspunkte vorbringen, die 
gegen die Annahme einer Arbeitsunfähigkeit sprechen.
	 Wenn der Arbeitgeber den Beweiswert der AUB erfolgreich 
erschüttert, muss der Arbeitnehmer nachweisen, dass er tat-
sächlich arbeitsunfähig war, anderenfalls entfällt die Entgelts-
fortzahlungspflicht des Arbeitgebers.

Rechtsanwältin Cornelia Mönning verfügt über mehr als 25-jährige  
Expertise auf den Gebieten des Arbeitsrechts und des Insolvenzarbeits-
rechts. Schwerpunkte ihrer Arbeit sind die Vorbereitung und Begleitung 
von Betriebsänderungen, Verhandlungen mit den Tarifvertragsparteien  
und natürlich auch die Vertretung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
im arbeitsgerichtlichen Instanzenzug.

Kurz & bündig

Der BGH entschied am 24.04.2024, dass eine gewährte In-
flationsausgleichsprämie pfändbar ist. In dem entschiede-
nen Fall eröffnete das Insolvenzgericht auf Eigenantrag des 
Schuldners das Insolvenzverfahren über dessen Vermögen. 
Der Schuldner erhielt nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
von seinem Arbeitgeber eine Inflationsausgleichsprämie in 
zwei Teilbeträgen. 
	 Nach § 35 Abs. 1 InsO fällt das gesamte Vermögen des 
Schuldners, das ihm zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens gehört und das er im Laufe des Verfahrens erlangt, in 
die Insolvenzmasse. Der Schuldner beantragte, die Unpfänd-
barkeit der Inflationsausgleichsprämie festzustellen und diese 
herauszugeben.
	 Die zugelassene Rechtsbeschwerde beim BGH hatte kei-
nen Erfolg.
	 Bei der Inflationsausgleichsprämie handelt es sich nach 
Auffassung des BGH um „(…) Arbeitseinkommen im Sinne 
von § 850 Abs. 1 ZPO, das nur nach Maßgabe der § 850a 
bis § 850i ZPO gepfändet werden kann. Arbeitseinkommen 
sind nach § 850 Abs. 2 ZPO unter anderem die Arbeits- und 
Dienstlöhne. Die Pfändung des in Geld zahlbaren Arbeitsein-
kommens erfasst nach § 850 Abs. 4 ZPO alle Vergütungen, 
die dem Schuldner aus der Arbeits- und Dienstleistung zuste-
hen, ohne Rücksicht auf ihre Benennung oder Berechnungs-
art. Arbeits- und Dienstlöhne sind alle wiederkehrenden oder 
einmaligen Bezüge, die als Gegenleistung für Dienste gewährt 

Inflationsausgleichsprämie pfändbar

werden (…) Arbeitseinkommen ist auch das Entgelt für Ar-
beitsleistungen, das freiwillig gewährt wird (…). Ebenso stel-
len Zuschüsse Arbeitseinkommen dar(…)“ (BGH, IX ZB 55/23)
	 Bei der Inflationsausgleichsprämie handelt es sich um eine 
aus eigenen Mitteln des Arbeitgebers gezahlte freiwillige Zu-
satzleistung zum Arbeitslohn. Die Inflationsausgleichsprämie 
ist keine aus öffentlichen Mitteln finanzierte staatliche Hilfs-
maßnahme, sondern lediglich steuerlich und abgabenrecht-
lich begünstigt. Die Inflationsausgleichsprämie ist - so der 
BGH in dieser Entscheidung- keine Erschwerniszulage und 
damit nicht nach § 850a Nr. 3 ZPO unpfändbar, da sie keine 
besondere Belastung bei der Erbringung der Arbeitsleistung 
voraussetzt.
	 Die Inflationsausgleichsprämie ist auch nicht als Auf-
wandsentschädigung im Sinne des § 850a Nr. 3 ZPO un-
pfändbar, denn sie ist kein Ersatz für tatsächliche Aufwen-
dungen, die im Zusammenhang mit der Tätigkeit notwendig 
werden und für die der Arbeitnehmer bereits Leistungen aus 
seinem Vermögen erbracht hat oder noch erbringen muss.
Die Unpfändbarkeit des Anspruchs auf Auszahlung der Prä-
mie folgt auch nicht aus § 851 Abs. 1 ZPO (nicht übertragbare 
Forderung). Hierzu gehören zweckgebundene Forderungen 
mit schützenswertem Interesse. Die Inflationsausgleichsprä-
mie ist nicht zweckgebunden, denn in der Verwendung der 
Prämie ist der Arbeitnehmer frei. Eine bloße Zweckbestim-
mung genügt nach BGH nicht.
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Ein schmaler Grat: Unabhängig trotz  
Pflichtwidrigkeit?

Für das Anforderungsprofil an einen Insolvenzverwalter (natür-
lich auch an eine Insolvenzverwalterin) nennt das Gesetz Krite-
rien. Geeignet soll er sein, also wissen, was er tut. Die fachliche 
Qualifikation ist wichtig, aber alleine nicht ausreichend. Da sie 
oder er unterschiedliche Interessen ausgleichen müssen, wird 
auch Objektivität verlangt, was das Verbot einseitiger Partein-
ame bedeutet. Aber allen voran wird im Zeitalter der Compliance  
das ebenfalls gesetzlich verankerte Kriterium der Unabhängig-
keit groß geschrieben, ohne dass die Insolvenzordnung die Defi-
nition gleich mitliefern würde. 
	 Was also bedeutet Unabhängigkeit? Geht es um wirtschaft-
liche und finanzielle Unabhängigkeit? Darf jemand Verwalter 
werden, der finanziell auf dem letzten Loch pfeift, und vielleicht 
bei einem wichtigen Gläubiger, z.B. einer am Verfahren beteilig-
ten Sparkasse, in der Kreide steht? Wohl eher nicht. 
	 Und wie steht es mit der politischen Unabhängigkeit? Kann 
ein Verwalter, der Mitglied der SPD ist, ein Verfahren überneh-
men, wenn der Geschäftsführer der Schuldnerin ebenfalls Ge-
nosse ist? Oder dürfte ein grüner Verwalter bestellt werden, 
wenn es um das Sanierungsverfahren eines Kohlekraftwerks, 
eines großen Mastbetriebes oder eines Vereins geht, der sich 
für die Erhaltung des generischen Maskulinums einsetzt? Oder 

noch profaner: Darf als Verwalter eines Fußballvereins eine Per-
son bestellt werden, die seit Jahren die Spiele mittels Dauerkarte 
verfolgt? Letzteres hatte das Amtsgericht Aachen ernsthaft be-
zweifelt, und dass nicht einmal am 11.11.! 
	 Oder kann im ländlichen Raum Verwalter werden, wer eben-
falls aus dieser Region stammt? Und die meisten Gläubiger, 
Mitarbeiter oder Kunden aus der Kneipe, dem Tennisclub, dem 
Wanderverein oder aus dem beruflichen Umfeld kennt? 
	 Schon Goethe hat gewusst, dass es die absolute Unabhän-
gigkeit nicht gibt, dass jeder Mensch abhängig ist von der Zeit, 
seinen Lebensumständen, seiner sozialen Bindung, seinem kul-
turellen und sozialen Umfeld, seiner Prägung und der große 
Dichter und Philosoph hat deshalb zu Recht die Frage gestellt: 
unabhängig in Bezug worauf? 
	 Was ist also der Bezug für die Beurteilung der insolvenzrecht-
lichen Unabhängigkeit? Diese Frage hat der BGH ganz aktuell 
dahingehend entschieden, dass Unabhängigkeit Neutralität ver-
langt. Der Verwalter darf weder Interessenvertreter des Schuld-
ners noch einzelner Gläubiger sein. Und vor allem darf er sich 
in keiner Weise selbst begünstigen. Und dies alles muss nicht 
einmal mit letzter Gewissheit feststehen. Die Unabhängigkeit ist 
schon tangiert, wenn es Anhaltspunkte, eine ernste Besorgnis 

von Prof. Dr. Rolf-Dieter Mönning, Aachen
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Gratwanderung: Handeln zwischen Pflichtwidrigkeit und Unabhängigkeit.
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Professor Dr. Rolf-Dieter Mönning (Mönning Feser Partner) gründete  
1980 die Kanzlei Mönning & Georg und zählt zu den führenden 
Verwaltern und Restrukturierungsberatern (erneut: „Beste Anwälte im 
Bereich Restrukturierung und Insolvenz“ Handelsblatt 2020). Er wird 
seit 1979 mit der Abwicklung von Konkurs-, Vergleichs-, Gesamtvoll-
streckungs- und Insolvenzverfahren und der Beratung von Krisenunter- 
nehmen beauftragt und hat bis heute über 3.500 Verfahren aller  
Größenordnungen mit Schwerpunkt Fortführung und Sanierung  
bearbeitet. Er veröffentlicht und referiert regelmäßig im In- und  
Ausland zu insolvenzrechtlichen Themen und ist u. a. Herausgeber  
und Autor des Handbuchs „Betriebsfortführung in Restrukturierung 
und Insolvenz“. Bis zur Emeritierung war er Professor für Unter- 
nehmensrecht an der Fachhochschule Aachen.

dafür gibt, dass eine Interessenkollision vorliegt. Damit spannt 
der Bundesgerichtshof einen sehr weiten Bogen, denn aus 
unterschiedlicher Perspektive betrachtet lassen sich leicht An-
haltspunkte für Interessenkollisionen finden, die jetzt für einen 
Entlassungsantrag wegen fehlender Unabhängigkeit genutzt 
werden können, der seit Einführung des SanInsFoG (Sanierungs- 
und Insolvenzrechtsfortentwicklungsgesetz) am 1.1.2021 von 
jedem Gläubiger binnen sechs Monaten ab Ernennung des Ver-
walters gestellt werden kann. 
	 Vermutlich erschrocken über die Tragweite seiner Feststel-
lung hat der BGH dann aber zugleich erklärt, dass nicht jede 
Pflichtverletzung die Unabhängigkeit tangiert. So durfte ein 
Verwalter weiter machen, der in einem Rundschreiben an alle 
Gläubiger diesen die Möglichkeit offeriert hat, sich in der ers-
ten Gläubigerversammlung durch namentlich benannte Anwäl-
te unentgeltlich vertreten zu lassen, um – so die Unterstellung 
des Insolvenzgerichts – für eine bestimmte, vom Verwalter vor-
geschlagene Zusammensetzung des Gläubigerausschusses zu 
votieren. Nicht erwähnt hatte der Verwalter allerdings, dass es 
auch andere Anwälte gab, die ihr Interesse an einer Mitglied-
schaft im Gläubigerausschuss bekundet hatten. Dies sei pflicht-
widrig, denn – so jetzt die Unterstellung des Bundesgerichtshofs 
– dahinter könne nur die Absicht vermutet werden, dass der 

Verwalter Einfluss auf die Bildung eines ihm genehmen Gläu-
bigerausschusses nehmen wollte, weil nicht alle potentiellen 
Kandidaten benannt wurden. Damit wird dem Verwalter ein 
eigennütziges Motiv unterstellt. Das aber nicht automatisch 
zur Feststellung der fehlenden Unabhängigkeit führen muss. 
Denn die Verfolgung von Eigeninteressen bedeutet nicht zu-
gleich, dass damit auch fremde Interessen, also die Interessen 
des Schuldners oder die einzelnen Gläubiger bevorzugt werden 
sollten. Nur dies würde die Unabhängigkeit tangieren. Und hät-
te der Verwalter in seinem Rundschreiben alle Kandidaten ge-
nannt, wäre der Brief auch nicht einmal pflichtwidrig gewesen. 
	 Tatsächlich aber zeigt der Fall den schmalen Grat, auf dem 
das Kriterium der Unabhängigkeit wandelt, die Gefahr, die den 
freien Fall befördern könnte. Und mahnt zur Vorsicht, ange-
sichts einer seit Odims Zeiten geübten Praxis, Gläubiger zur 
Sicherung der Beschlussfähigkeit aber auch zur Herbeiführung 
repräsentativer Beschlüsse Vollmachten vertretungsbereiter An-
wälte im Wege von Verwalterrundschreiben anzudienen. Das ist 
in Ordnung, solange im Rundschreiben die Beschlussalternative 
zweifelsfrei benannt und dem angeschriebenen Gläubiger als 
Vollmachtgeber die unbeeinflusste Möglichkeit verbleibt, die 
Vollmachtserteilung mit einer eigenen Stimmentscheidung zu 
verbinden und dazu entsprechende Weisungen zu erteilen.
	 Wie auch immer. Der unabhängige Verwalter tut jedenfalls 
gut daran, seine Formulierungen im Rundschreiben so zu wäh-
len, dass sie nicht als Festlegung oder als unzulässige Beeinflus-
sung verstanden werden können. Das gilt vor allem auch im 
Planverfahren. Denn wird hier im Rundschreiben alternativlos 
die Annahme empfohlen, geht es nicht mehr um das Eigeninte-
resse des Verwalters, sondern um die Interessen des Schuldners, 
der möglicherweise seine Reorganisation betreibt oder die Inte-
ressen bestimmter Gläubiger, die hinter dem Vorhaben stehen. 
Selbstverständlich darf der Verwalter sagen, was er empfiehlt. 
Aber je nach Formulierung kann es zu einer Grenzüberschrei-
tung kommen, mit der die Unabhängigkeit in Frage gestellt wird. 

Kurz & bündig

Man weiß, dass Juristen auf die seltsamsten 
Ideen kommen. Vor allem, wenn vielleicht 
gerade eine Beschäftigungsflaute herrscht. 
So haben tatsächlich viele Rechtsanwälte bei 
einer Umfrage von LinkedIn mitgemacht, mit 
der nach dem jeweiligen „Lieblingsparagra-
fen“ gefragt wurde. Häufig genannt wurde § 
242 BGB, vermutlich weil in rauen Zeiten eine 
besondere Sehnsucht nach der Rückkehr zu 
Treu und Glauben besteht. Auch § 1619 BGB 
(Dienstleistungen in Haus und Geschäft) fand 
Erwähnung. Sicherlich benannt von geplag-
ten Juristeneltern, deren Sprösslinge ihre Zim-
mer nicht aufräumen, sich vor Arbeiten im 
Haushalt drücken und Loseblattsammlungen 
nicht ergänzen wollen. Besondere Erwäh-
nung fand auch § 90a Satz 1 und Satz 2 BGB: 
Danach sind Tiere denkende und fühlende 
Lebewesen, deren besonderer Schutz den 
Befürwortern offensichtlich am Herzen liegt.
Aber gilt das auch für Plagegeister wie Ze-
cken, Kriebelmücken, die portugiesische Ga-
leere oder Würfelquallen? 

Kein Quatsch: §§-Likes bei LinkedIn
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� Kurzcharakteristik
Der Sanierungsberater ist eine interdisziplinäre Fachzeitschrift, die in jedem Quartal über die aktuellen Entwicklungen 
sowohl im Bereich der Sanierung und Restrukturierung als auch im Insolvenzrecht berichtet. Die Zeitschrift informiert über alle 
relevanten Entwicklungen im internationalen, europäischen und deutschen Recht sowie der nationalen und internationalen 
Betriebswirtschaftslehre. 

� Onlinedatenbank
Die R&W-Online Datenbank online.ruw.de – mit allen Inhalten der R&W-Zeitschriften und des R&W-Buchportfolios – 
bietet eine publikationsübergreifende, schnelle und zuverlässige Recherchemöglichkeit. Highlights sind die Übersichtlichkeit,  
 Bedienerfreundlichkeit und besonders die pdf-Darstellung gemäß des Original-Seitenlayouts. Als Abonnent des Sanierungs-
beraters erhalten Sie Zugri�  auf alle bislang erschienen Ausgaben dieses Titels.

� Zielgruppe
Unternehmensberater, Rechtsanwälte, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Vorstände, Geschäftsführer, Aufsichtsräte und 
Unternehmer sowie alle Praktiker im Bereich Sanierung und Restrukturierung.

Der Sanierungsberater  | Betriebs-Berater für Interimsmanagement und Restrukturierung
Kontakt: kundenservice@ruw.de

www.ruw.de/Sanierungsberater

3 Monate Testlesen mit gratis Onlinezugang!

� Testabo: 3 Monate kostenlos lesen + 
1 Zugang zur Online-Datenbank

  Sie erhalten die nächste Ausgabe der Fachzeitschrift  „Der Sanierungsberater“ kostenlos. Falls Ihnen „Der Sanierungs-
berater“ gefällt, brauchen Sie nichts weiter zu unternehmen. Wenn Sie nicht innerhalb der Testzeit abbestellen, 
beginnt im Anschluss ein Jahresabo. Zunächst für ein Jahr (4 Ausgaben) zum Vorzugspreis von derzeit 289,00 € inkl. 
aller Gebühren und MwSt. in Deutschland und anschließend bis auf Widerruf zum jeweils gültigen Jahrespreis. Das 
Abonnement kann bis 3 Monate vor Ablauf des Bezugszeitraumes schriftlich bei der Deutscher Fachverlag GmbH, 
Mainzer Landstr. 251, 60326 Frankfurt am Main gekündigt werden. Liegt dem Verlag zu diesem Zeitpunkt keine 
Abbestellung vor, verlängert sich das Abonnement automatisch um ein weiteres Jahr. Die Abonne mentgebühren sind 
im Voraus nach Erhalt der Rechnung zahlbar.

�  Jahresabo: 4 Ausgaben + 1 Zugang zur Online-Datenbank
  Sie erhalten die nächsten 4 Ausgaben der Fachzeitschrift „Der Sanierungsberater“ sowie den Zugang zur Online-

Datenbank. Der Abonnementvertrag wird für mindestens ein Jahr abgeschlossen. Das Abonnement kann jederzeit 
bis 3 Monate vor Ablauf des Bezugszeitraumes schriftlich bei der Deutscher Fachverlag GmbH, Mainzer Landstr. 
251, 60326 Frankfurt am Main gekündigt werden. Liegt dem Verlag zu diesem Zeitpunkt keine Abbestellung vor, 
verlängert sich das Abonnement automatisch um ein weiteres Jahr. Die Abonnementgebühren sind im Voraus nach 
Erhalt der Rechnung zahlbar und betragen 289,00 € inkl. aller Gebühren und MwSt. in Deutschland.

Sichern Sie sich Ihr individuelles Vorteilsangebot und 
bestellen Sie jetzt  „Der Sanierungsberater“:

Per Faxantwort an 069 7595-2770 oder 
online unter www.ruw.de/sanierungsberater

Name:

Firma:

Straße:

PLZ | Ort:

Telefon:

E-Mail:

Datum | Unterschrift:

https://www.ruw.de/abo/abos/der-sanierungsberater
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Aus der Praxis: M&A-Prozess statt Stilllegung 

Ein u.a. im Bereich Maschinenbau tätiger Konzern hatte vor ca. 
20 Jahren die Mehrheit der Geschäftsanteile an der Gießerei 
übernommen. Diese war nach der Wende als MBO privatisiert 
worden. Die geschäftsführenden Gesellschafter waren sukzessi-
ve aus Altersgründen ausgeschieden. Seit 2020 hielt die Maschi-
nenbau-Sparte des Konzerns 100% der Geschäftsanteile.
Motiv für den schrittweisen Erwerb war die Tatsache, dass die 
Gießerei über einen längeren Zeitraum hinweg den Bedarf der 
Maschinenbau-Sparte an sehr spezifischen, anderweitig schwie-
rig zu beschaffenden Gussteilen deckte.
	 Die Maschinenbau-Sparte des Konzerns war mit einem Um-
satzanteil von über 20% größter Kunde der Gießerei. Die Gie-
ßerei hatte über mehrere Jahre hinweg auf EBT-Ebene negative 
Ergebnisse in Höhe von 10-15% des jeweiligen Jahresumsatzes 
ausgewiesen. Somit war ein erhebliches Gesellschafterdarlehen 
aufgelaufen und die Konzernobergesellschaft haftete zusätzli-
che für eine Bankfinanzierung.
	 Während der Zugehörigkeit zum Konzern waren finanziert 
durch Konzernmittel Investitionen 

•	in eine neue Halle zur Erweiterung der Putzerei und  
	 Nachbearbeitung
•	in eine neue Kernschießanlage sowie 
•	in Modernisierung und Ausbau des Schmelzbetriebs und 
•	in die Außenanlagen realisiert worden. 

	 Der technologisch gesehen dringend notwendige Austausch 
der Sandaufbereitung und der Formanlage war jedoch nie an-
gegangen worden. Das hierfür erforderliche Investitionsbudget 
(Neumaschinen) wurde auf 1,5 – 2 Jahresumsätze eingeschätzt. 
Angesichts der anhaltend unerfreulichen Ertragslage war mit ei-
ner Amortisation nicht oder nur über einen übermäßig langan-
haltenden Zeitraum zu rechnen. Die Gießerei-Geschäftsführung 
versprach sich von der Großinvestition einen Effizienzschub 
durch eine Optimierung der Abläufe und Durchlaufzeiten, eine 
Reduzierung des Bedarfs zur Nachbearbeitung der Gussteile so-
wie zur Instandsetzung des Maschinenparks.
	 In der Zwischenzeit hatte der Konzern verschiedene weitere 
Gusslieferanten erschlossen und war nicht mehr unmittelbar auf 

von Artur Deichmann, Köln

Instrumente zur Krisenbewältigung: detailperfekt und überreguliert?
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Veräußerung einer langjährig defizitären Eisen- und Stahlgießerei durch die Maschinenbau- 
Sparte eines Mischkonzerns
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den Einkauf bei der eigenen Tochtergesellschaft angewiesen.
Der Konzern hatte auf Grundlage einer viel zu optimistischen 
Planung einen strukturierten Verkaufsprozess gestartet und 
einen M&A-Berater beauftragt. Im Zuge des Prozesses wurde 
deutlich, dass das Erreichen der in der der GuV-Planung defi-
nierten Ziele die Umsetzung der Investitionsmaßnahme voraus-
setzte. Der Finanzierungsbedarf war jedoch nicht eingeplant. 
Insofern wurde das Unternehmen durch den ursprünglichen 
Projektleiter auf Konzernseite dem M&A-Berater zunächst eher 
als unterausgelastet und gut positioniert für schnelle und erheb-
liche Umsatz- und Ergebnissteigerungen und nicht als Krisenfall 
vorgestellt.
	 Während des Verkaufsprozesses tauschte der Konzern den 
eigenen Projektleiter, der auch bereits den Erwerb der Gießerei 
umgesetzt hatte, aus gesundheitlichen Gründen aus. 
Sein Nachfolger betrachtete das Projekt aus einem anderen 
Blickwinkel.
	 Nach Abschluss der Due Diligence-Phase und Eingang der 
bindende Erwerbsangebote stellte sich heraus, dass eine Veräu-
ßerung eine Bereinigung der Passivseite der Bilanz der Gießerei 
sowie die Zufuhr von Barmitteln durch den Konzern voraussetz-
te (deutlich negativer Kaufpreis).

Vor diesem Hintergrund ergaben sich folgende Optionen:
•	 Fortführung der Beteiligung und Umsetzung des Investiti- 
	 onsprogramms
•	 Veräußerung der Beteiligung und Vermeidung eine  
	 Finanzierung des Investitionsprogramms
•	 Betriebseinstellung 

	

Fortführung der Beteiligung und Umsetzung des Investitions-
programms wurden verworfen, da der zusätzlich zu der über-
nommenen Garantie gegenüber der Hausbank und dem ge-
währten Gesellschafterdarlehen aufzubringende Kapitalbetrag 
(Investition und Verlustfinanzierung) in keiner sinnvollen Relati-
on zu den erwartbaren Rückflüssen stand.
	 Die Option einer Betriebseinstellung hätte zusätzlich zur der 
Abschreibung des Gesellschafterdarlehens und dem Garantie-
eintritt gegenüber der Hausbank eine Übernahme der schwie-
rig kalkulierbaren Kosten für die Abwicklung des Betriebs und 
die Beräumung des Betriebsgrundstücks notwendig gemacht. 
Darüber hinaus bestand das Risiko von Unruhen in der Beleg-
schaft mit unerwünschten Auswirkungen auf das Betriebsklima 
im Konzern.

Daher entschied sich der Konzern für den Verkauf des Unter-
nehmens unter den nachstehenden Rahmenbedingungen

•	 Veräußerung des der Gießerei gewährten Gesellschafter- 
	 darlehens an den Erwerber der Gießerei gegen Zahlung  
	 eines symbolischen Kaufpreises
•	 Ablösung der Bankfinanzierung (ohne steuerliche Aus- 
	 wirkungen auf die Gießerei aufgrund eines vorhandenen  
	 ertragssteuerlichen Verlustvortrags)
•	 Ausstattung der Gießerei mit einem vom Erwerber  
	 verlangten Kapitalbetrag
•	 Abschluss eines mittelfristigen Belieferungsvertrages
•	 Minimierung der Garantien und Gewährleistungen im  
	 Kauf- und Abtretungsvertrag

Hierdurch befreite sich der Konzern von den aufgelaufenen 
Belastungen der letzten Jahre, die sich in dem gewährten Ge-
sellschafterdarlehen und der Garantie der Bankfinanzierung 
manifestierten. Zudem schirmte sich der Verkäufer von der 
Übernahme zukünftiger Verluste, von der Finanzierung des In-
vestitionsprogramms und von einer möglichen Image-Schädi-
gung ab.
	 Der erfolgreiche Verkaufsprozess erstreckte sich über einen 
Zeitraum von gut 7 Monaten, während dem zusätzlich auf Ebe-
ne des Konzerns ein Wechsel des Mehrheitsgesellschafters er-
folgte.

Artur Deichmann, Dipl. Kfm. und Bankkaufmann, ist Partner bei SSC 
Consult in Köln. Seine Tätigkeitsgebiete umfassen u. a. die M&A-Beratung 
im Mittelstand mit Schwerpunkten in der Unternehmer-nachfolge, bei 
Konzernausgliederungen und im Rahmen der Strukturierung tragfähiger 
Fortführungslösungen für Unternehmen im Insolvenzumfeld.

Kurz & bündig

Ehemalige Geschäftsführer sind häufig Schadensersat-
zansprüchen ausgesetzt, die der Insolvenzverwalter zu 
Gunsten der Masse geltend macht. Und begehren dann 
beim Insolvenzgericht Einsicht in die Gerichtsakte, um 
an Informationen zu gelangen, die für die Verteidigung 
gegen die Klage bedeutsam sein könnten. Dritte, zu de-
nen auch der ehemalige Geschäftsführer gehört, haben 
nur ein beschränktes Einsichtsrecht in die Insolvenzak-
te. Sie müssen ein rechtliches Interesse glaubhaft ma-
chen. Das kann vorliegen, wenn das Einsichtsrecht auf 
bestimmte Teile der Akte beschränkt wird. Dies war im 
konkreten Fall der gestaltende Teil eines Insolvenzplans, 
dem der Ex-Geschäftsführer die Prozessführungsbefug-
nis des Verwalters entnehmen wollte. Das auf bestimm-
te Teile der Akte beschränkte Begehren sei zulässig und 
begründet entschied das OLG Brandenburg mit Be-
schluss vom 28.2.2024 (11 VA 1/24)      

Einsicht in die Insolvenzakte 
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Kurz & bündig

Mit Urteil vom 14.12.2022 X R 9/20 entschied der Bundes-
finanzhof über die Einkommensteuer als Masseschuld im 
Falle der Verwertung von beweglichen Betriebsvermögen, 
die durch den absonderungsberechtigten Gläubiger über-
tragen wurden.

Die wesentlichen Eckpunkte der Entscheidung sind. 
•	Wenn der Insolvenzverwalter dem absonderungsbe- 
	 rechtigten Gläubiger die Verwertung des zur Masse  
	 gehörenden beweglichen Betriebsvermögens gestat- 
	 tet und anschließend aus deren Verkauf aufgrund der  
	 Aufdeckung stiller Reserven ein Gewinn erzielt wird,  
	 ist die darauf entfallende Einkommensteuer eine  
	 Masseschuld „auf andere Weise“ durch die Verwer- 
	 tung der Insolvenzmasse.
•	Durch die Gestattung der Verwertung (allein) kommt  
	 es zu keiner echten Freigabe und somit auch nicht zu  
	 einer Entlassung des Gegenstands aus der Insolvenz- 
	 belastung.
•	Im Klageverfahren des Insolvenzverwalters über die  
	 Qualifikation der Einkommensteuer als Masseschuld  
	 ist der Insolvenzschuldner nicht notwendigerweise  
	 gemäß § 60 Abs. 3 Satz 1 FGO beizuladen.

Der Sachverhalt betraf die Insolvenz eines Einzelunterneh-
mers, der einen metallverarbeitenden Gewerbebetrieb 
unterhielt. Nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
überließ der Insolvenzverwalter der Bank die ihr siche-
rungsübereigneten beweglichen Wirtschaftsgüter des Be-
triebsvermögens zur Verwertung. Das Finanzamt ermittel-
te aus dem Verkauf des Betriebsvermögens einen Gewinn 
und ordnete diesen als Masseverbindlichkeit zu, was der 
Insolvenzverwalter anfocht.
	 Die Urteilsbegründung stützt sich auf die Auslegung 
des § 55 Abs. 1 Nr. 1 InsO, wonach Masseverbindlichkei-
ten die Verbindlichkeiten sind, die durch Handlungen des 
Insolvenzverwalters oder in anderer Weise durch die Ver-

waltung, Verwertung und Verteilung der Insolvenzmasse 
begründet werden. Das Gericht stellte fest, dass die Ein-
kommensteuer, die auf den Gewinn aus der Veräußerung 
der beweglichen Wirtschaftsgüter entfällt, eine Massever-
bindlichkeit darstellt, da die Gegenstände bis zur Veräu-
ßerung massezugehörig blieben und keine echte Freigabe 
erfolgte. Es wurde betont, dass es unerheblich sei, ob die 
Veräußerung durch den Insolvenzverwalter selbst oder 
durch einen zur Verwertung befugten absonderungsbe-
rechtigten Gläubiger vorgenommen wird.
	 Das Urteil wurde in 2024 im BStBl veröffentlicht (BStBl 
2024 II 227) d.h. es wird von der Finanzverwaltung über den 
entschiedenen Einzelfall hinaus grundsätzlich angewandt. 
	 Die dargestellten Folgen führen zur Steuerbelastung 
der Masse, ohne dass ihr gleichzeitig Mittel zufließen. 
	 Nur dann, wenn der Insolvenzverwalter die Freigabe der 
Gegenstände nach § 32 Abs.3 Satz 1 InsO aus dem Masse 
erklärt, trifft die bei Verwertung entstehende Steuerschuld 
das freigegebene Vermögen des Schuldners. Dies konter-
kariert allerdings eine angestrebte Restschuldbefreiung 
des Schuldners, da die durch die Verwertung entstehende 
Steuerschuld als Neuforderung nicht von der Restschuldbe-
freiung umfasst ist. 
	 Würde die Insolvenzanmeldung des Schuldners steuer-
lich gleichzeitig als Erklärung der Betriebsaufgabe gelten, 
würde auch die durch die Verwertung entstehende Steu-
erforderung rückwirkend auf den Zeitpunkt der Aufgabe 
entstehen und damit ebenfalls als Forderung nach § 38 
InsO in die Restschuldbefreiung fallen. Dies ist allerdings 
nicht entschieden; der BFH hat das in seinem hier bespro-
chenen Urteil offengelassen. 
	 Scheidet eine Freigabe des Gegenstandes aus, ließe 
sich die Steuerbelastung nur bei Verwertung zum Buch-
wert durch den Verwalter selbst vermeiden, was dem Si-
cherungsnehmer möglicherweise nicht die bestmögliche 
Befriedigung verschafft und einen weiteren Konflikt provo-
ziert. 

Einkommensteuer als Masseschuld: Belastung der Masse ohne Gegenwert! 

Im Zweifel Masseschulden! Nichts Neues vom BFH
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Vorsicht bei unklarer Lage!
Haftungsgefahren für Insolvenzverwalter

Auf der Jubiläumsveranstaltung des Symposions für Insolvenz-
recht und Arbeitsrecht in Ingolstadt referierte Dr. Volker Schultz, 
stellvertretender Vorsitzender Richter am IX. Senat des Bun-
desgerichtshofes, über einen Haftungsfall, den der Bundesge-
richtshof wieder zur Entscheidung an die Vorinstanz zurückver-
wies. Das Insolvenzgericht hatte in seinem Beschluss, mit dem 
ein vorläufiger Insolvenzverwalter mit einem Zustimmungsvor-
behalt ausgestattet wurde (schwache vorläufige Insolvenzver-
waltung), zugleich bestimmt, dass der vorläufige Verwalter das 
Unternehmen in Abstimmung mit dem Schuldner fortführen 
sollte. Dabei sollte es sich nach dem Insolvenzantrag um ein 
Speditionsunternehmen mit mehr als 300 Fahrzeugen und über 
170 Mitarbeitern handeln. Tatsächlich fand der vorläufige Insol-
venzverwalter vor Ort einen verwaisten Betrieb vor. Der schließ-
lich ausfindig gemachte Geschäftsführer hatte keine Ahnung, 
er war erst seit 14 Tagen im Amt und konnte keine näheren 
Angaben machen. Aufträge wurden nicht mehr ausgeführt. 
	 Gleichwohl bezahlte der vorläufige Insolvenzverwalter aus 
vorhandenen Mitteln offene Betriebskosten für Fahrzeuge und 
Kraftfahrzeugsteuer an verschiedene Hauptzollämter. Der Ver-
such, den Betrieb wieder anzufahren, scheiterte nach wenigen 
Tagen. Daraufhin teilte der vorläufige Insolvenzverwalter dem 
Insolvenzgericht mit, dass eine Betriebsfortführung nicht mehr 
möglich sei. 
	 Landgericht und Oberlandesgericht haben die gegen den 
ehemaligen vorläufigen Insolvenzverwalter geltend gemachte 
Schadensersatzklage zurückgewiesen und keine Pflichtverlet-
zung erkennen können. Der BGH hat die Entscheidung aufge-
hoben und zurückverwiesen. 
	 Soweit der vorläufige Insolvenzverwalter Zahlungen geleis-
tet hat, war er dazu nach Auffassung des BGH ohne geson-
derte Einzelermächtigung nicht befugt. Eine solche Befugnis 
ist auch nicht aus der gerichtlichen Anordnung abzuleiten, 
den Geschäftsbetrieb in Abstimmung mit dem Schuldner fort-
zuführen. Denn tatsächlich war der Betrieb schon eingestellt, 
zumindest war die Sachlage völlig unklar, als der vorläufige 
Insolvenzverwalter die Zahlungen ausführte. Die Befugnis zur 
Fortführung eines Unternehmens, dass der Schuldner betreibt, 
gilt nur für solche Betriebe, die zum Zeitpunkt der gerichtlichen 
Anordnung tatsächlich noch werbend tätig sind. Für die Wie-
deraufnahme eines bereits eingestellten Geschäftsbetriebes ist 
hingegen eine gesonderte gerichtliche Ermächtigung erforder-
lich. Dies ergibt sich bereits aus dem Gesetzeswortlaut, der ein 
Unternehmen fordert, welches noch betrieben wird. Dies ist 
aber nur dann der Fall, wenn noch eine organisatorisch-techni-
sche Einheit besteht, die es der Schuldnerin ermöglicht, weiter 
am Geschäftsverkehr teilzunehmen. Dem gegenüber deuten ein 
ahnungsloser Geschäftsführer und ein verwaister Geschäftssitz 

darauf hin, dass eine werbende Tätigkeit nicht mehr ausgeübt 
wird. 
	 Ist die Sachlage unklar, darf ein vorläufiger Insolvenzver-
walter ohne Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis nur solche 
Maßnahmen treffen, die zur Sicherung der Vermögenslage kei-
nen weiteren Aufschub dulden. Dazu gehören auch Maßnah-
men, die der Erhaltung von Sanierungsmöglichkeiten und der 
Wahrung von Geschäftschancen dienen. Da dazu in den Vorins-
tanzen keine näheren Feststellungen getroffen wurden, hat der 
BGH nicht selbst entschieden, sondern zurückverwiesen. 
	 Schon immer galt, die Wiederaufnahme eines zum Zeit-
punkt der Antragstellung bereits eingestellten Geschäftsbetrie-
bes kommt nur im Ausnahmefall in Betracht. Dies setzt voraus, 
dass die Organisationsstrukturen intakt sind, die Finanzierung 
gesichert ist und das Unternehmen noch über Kunden und Lie-
ferantenbeziehungen verfügt. Im Ausnahmefall kann ein starker 
vorläufiger Insolvenzverwalter die Wiederaufnahme aufgrund 
seiner umfassenden Verfügungsmacht bewerkstelligen. Der le-
diglich mit einem Zustimmungsvorbehalt ausgestattete schwache 
vorläufige Insolvenzverwalter jedoch bedarf dazu einer weiteren 
gerichtlichen Ermächtigung. Gleiches gilt für den Fall, dass der 
schwache vorläufige Insolvenzverwalter Zahlungen leisten will, 
die rechtssicher und insolvenzrechtskonform nur aufgrund einer 
dazu erteilten gerichtlichen Einzelermächtigung möglich sind, 
anderenfalls würden Insolvenzforderungen reguliert mit entspre-
chender Haftungsfolge. Ob diese im konkreten Fall den ehema-
ligen Verwalter treffen werden, ist zwar noch offen, nach den 
eindeutigen Hinweisen des BGH aber nicht auszuschließen. 
(BGH, Urteil vom 21.03.2024 – XIX ZR 12/22)

von Prof. Dr. Rolf-Dieter Mönning, Aachen

Professor Dr. Rolf-Dieter Mönning (Mönning Feser Partner) gründete  
1980 die Kanzlei Mönning & Georg und zählt zu den führenden 
Verwaltern und Restrukturierungsberatern (erneut: „Beste Anwälte im 
Bereich Restrukturierung und Insolvenz“ Handelsblatt 2020). Er wird 
seit 1979 mit der Abwicklung von Konkurs-, Vergleichs-, Gesamtvoll-
streckungs- und Insolvenzverfahren und der Beratung von Krisenunter- 
nehmen beauftragt und hat bis heute über 3.500 Verfahren aller  
Größenordnungen mit Schwerpunkt Fortführung und Sanierung  
bearbeitet. Er veröffentlicht und referiert regelmäßig im In- und  
Ausland zu insolvenzrechtlichen Themen und ist u. a. Herausgeber  
und Autor des Handbuchs „Betriebsfortführung in Restrukturierung 
und Insolvenz“. Bis zur Emeritierung war er Professor für Unter- 
nehmensrecht an der Fachhochschule Aachen.
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Geht Einsatz von KI auch in der Restrukturierung? 
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Der Einsatz von Künstlicher Intelligenz bei Res-
trukturierungsprojekten

In einer sich ständig verändernden Geschäftswelt ist die Fähig-
keit, sich anzupassen und zu restrukturieren, entscheidend für 
den langfristigen Erfolg eines Unternehmens. Künstliche Intelli-
genz (KI) spielt eine zunehmend wichtige Rolle bei Restrukturie-
rungsprojekten und bietet eine Vielzahl von Vorteilen, die von 
der Effizienzsteigerung bis zur besseren Entscheidungsfindung 
reichen.
 	 Einer der größten Vorteile von KI ist ihre Fähigkeit, große 
Mengen an Daten schnell und präzise zu analysieren. Bei Re-
strukturierungsprojekten kann KI verwendet werden, um his-
torische Geschäftsdaten, Markttrends und interne Leistungs-
kennzahlen zu analysieren. Dies hilft Unternehmen, fundierte 
Entscheidungen zu treffen, basierend auf echten Daten und 
nicht auf Vermutungen.
 	 Vorteil: Unternehmen können Schwachstellen und Chancen 
schneller identifizieren und Maßnahmen ergreifen, um ihre Stra-
tegie entsprechend anzupassen.
 	 KI kann verwendet werden, um repetitive und zeitaufwändi-
ge Aufgaben zu automatisieren. Dies umfasst Aufgaben wie die 
Erstellung von Berichten, die Analyse von Finanzdaten und die 
Überwachung von Projektfortschritten. Durch die Automatisie-
rung solcher Prozesse können Mitarbeiter sich auf strategischere 
Aufgaben konzentrieren, die menschliche Intelligenz und Krea-
tivität erfordern.
 	 Durch den Einsatz von Machine-Learning-Algorithmen kann 
KI zukünftige Trends und potenzielle Risiken vorhersagen. Dies 
ist besonders nützlich bei Restrukturierungsprojekten, da Un-
ternehmen die möglichen Auswirkungen ihrer Entscheidungen 
im Voraus bewerten können. Beispielsweise kann KI helfen, die 
finanziellen Auswirkungen verschiedener Restrukturierungsstra-
tegien zu modellieren und das Risiko von Fehlentscheidungen 
zu minimieren.
 	 KI-gestützte Tools wie Chatbots und virtuelle Assistenten 
können die Kommunikation innerhalb des Unternehmens ver-
bessern. Sie können schnell auf Fragen antworten, Informati-

von Claus Nürnberg und Moritz Schumacher, Aachen 

onen bereitstellen und den Wissensaustausch fördern. Dies ist 
besonders wichtig in Zeiten der Restrukturierung, wenn klare 
und effiziente Kommunikation entscheidend ist.
 	 KI kann auch im Bereich der Mitarbeiterentwicklung und 
-schulung eingesetzt werden. Durch die Analyse von Mitarbei-
terdaten kann KI personalisierte Schulungsprogramme erstellen, 
die auf die individuellen Bedürfnisse und Fähigkeiten der Mitar-
beiter zugeschnitten sind. Dies stellt sicher, dass die Belegschaft 
optimal auf die neuen Anforderungen nach der Restrukturie-
rung vorbereitet ist.
 

Fazit:
 Der Einsatz von Künstlicher Intelligenz in Restrukturierungspro-
jekten bietet zahlreiche Vorteile, von der effizienten Datenanaly-
se über die Automatisierung von Prozessen bis hin zur verbesser-
ten Entscheidungsfindung und Kommunikation. Unternehmen, 
die KI-Technologien in ihre Restrukturierungsstrategien integrie-
ren, können nicht nur ihre Effizienz und Produktivität steigern, 
sondern auch das Risiko von Fehlentscheidungen minimieren 
und ihre Belegschaft optimal auf zukünftige Herausforderungen 
vorbereiten. In einer dynamischen Geschäftswelt ist die Fähig-
keit zur Anpassung entscheidend, und KI kann der Schlüssel zu 
einer erfolgreichen Restrukturierung sein.
 	 Künstliche Intelligenz kann dem Unternehmer eine Entschei-
dung nicht abnehmen, sondern ist eine wichtige Entscheidungs-
hilfe, deren Qualität abhängig ist von der Datenverfügbarkeit 
und Datenqualität sowie deren Skalierbarkeit und Belastbarkeit. 
Der Einsatz von KI als Managementinstrument bedarf daher ei-
ner kontinuierlichen Überwachung und Verbesserung der Da-
tenqualität.

Diplom-Kaufmann Claus Nürnberg ist als Senior-Partner bei der  
WED+ Unternehmensberatung GmbH tätig und unterstützt seit vielen 
Jahren Unternehmen in der Krise bei der Entwicklung und Umsetzung 
von Sanierungs- und Restrukturierungskonzepten. Im Rahmen eines 
Interimsmanagements übernimmt er die operative Verantwortung, bis ein 
definiertes Ziel erreicht ist und ein dauerhaftes Management eingesetzt 
werden kann. In seiner langjährigen Tätigkeit hat er sich besonders auf 
Handels- und Dienstleistungsunternehmen spezialisiert.
Moritz Schumacher ist Geschäftsführer bei der WED+ Unternehmensbera-
tung GmbH 
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